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Nr. 25 vom 7.11.2005

Kein Bachelor für Anwälte und Richter 
BRAK begrüßt Entscheidung

der Koalitionspartner

Bundesrechtsanwaltskammer, Berlin. Die BRAK begrüßt die
Entscheidung von Union und SPD im Rahmen der Koalitions-
verhandlungen, keine Bachelor-Abschlüsse für Juristen als
Ersatz für die Staatsexamen einzuführen. Auf eine entspre-
chende Regelung haben sich beide großen Parteien jetzt geei-
nigt. 1999 hatten sich die EU-Bildungsminister in Bologna in
unverbindlichen Beschlüssen darauf verständigt, bis 2010 die
Abschlüsse und Studiengänge in Europa zu vereinheitlichen
und Bachelor- und Master-Abschlüsse mit berufsqualifizieren-
der Wirkung fächerübergreifend einzuführen. „Wir begrüßen
ausdrücklich diese Entscheidung der Politik, denn Juristenab-
schlüsse, die zu Billigjuristen führen, darf es nicht geben. Des-
halb müssen die hohen Standards der bisherigen juristischen
Staatsexamina im Interesse der Qualität aufrecht erhalten blei-
ben“, erklärt der Präsident der BRAK Dr. Bernhard Dombek.
„Der Jura-Bachelor würde zu einem vollständigen Umbau der
bekannten Juristenausbildung führen und damit im Zweifel zu

einer Herabsetzung der Qualität. Dies würde immer nur zulas-
ten der Verbraucher gehen“, erklärt Dombek.

Nr. 24 vom 28.10.2005

Föderalismusdebatte: Bundesrechtsanwalts-
kammer fordert Erhalt der Bundeskompetenz 

für den Strafvollzug

Bundesrechtsanwaltskammer, Berlin. Die BRAK fordert die Ver-
treter von CDU/CSU und SPD auf, die Gesetzgebungskompe-
tenz des Bundes für den Strafvollzug zu erhalten. Beide großen
Parteien verhandeln im Rahmen des Koalitionsvertrages auch
über Inhalte der in der zurückliegenden Legislaturperiode
gescheiterten Föderalismusreform. In diesem Zusammenhang
wird angestrebt, die Gesetzgebungskompetenz für den Straf-
vollzug vom Bund auf die Länder zu übertragen.

„Wir warnen vor den Überlegungen einiger Politiker, den bis-
her bundeseinheitlich geregelten Strafvollzug in die Kompetenz
der Länder zu übertragen. Damit droht die Gefahr von unter-
schiedlichen Standards des Strafvollzugs in den einzelnen Bun-
desländern“, erklärt der Präsident der BRAK, Dr. Bernhard
Dombek. Dombek verweist insbesondere auf die Gefahr, dass
damit die Gestaltung des hochsensiblen Strafvollzugs in den
einzelnen Ländern von wahltaktischen und populären Überle-
gungen bestimmt werden könnte. „Wir sind insbesondere darü-
ber besorgt, dass aus Kostengründen die Länder in Eigenregie
die Mindeststandards der Haft senken, was sowohl die Sicher-
heit als auch den verfassungsrechtlich verankerten Resozialisie-
rungsauftrag gefährden würde“, erläutert Dombek die Beden-
ken der Anwaltschaft.

Die BRAK sieht sich mit ihrer Forderung im Einklang mit den
juristischen Verbänden, Kirchen, Gewerkschaften und namhaften
Professoren für Strafrecht, Strafprozessrecht und Kriminologie.

Auch für die neuen Fachanwaltschaften müssen Rechts-
anwältinnen und Rechtsanwälte besondere praktische
und theoretische Kenntnisse nachweisen. Fachanwälte
müssen sich jährlich auf diesen Rechtsgebieten fortbil-
den. Die Beschlüsse der Satzungsversammlung bedür-
fen noch der Zustimmung des Bundesjustizministeri-
ums. Mit den ersten Fachanwälten auf den neuen
Rechtsgebieten ist ab Mitte 2006 zu rechnen.

Beschluss der 5. Sitzung der 3. Satzungs-
versammlung bei der Bundesrechtsanwalts-

kammer am 7.11.2005 in Berlin

Berufsordnung

Nachdem das Bundesministerium der Justiz mit Schreiben vom
26.5.2005 (BRAK-Mitt. 2005, 184) § 7 Abs. 3 BORA in der
Beschlussfassung der Satzungsversammlung vom 21.2.2005
(BRAK-Mitt. 2005, 183 f.) aufgehoben hat, hat die Satzungsver-
sammlung in ihrer Sitzung am 7.11.2005 beschlossen, dass § 7
BORA im Übrigen in Kraft treten soll mit der Maßgabe, dass § 7
Abs. 4 BORA der Beschlussfassung vom 21.2.2005 zu § 7
Abs. 3 BORA wird.

§ 7 Benennung von Teilbereichen der Berufstätigkeit 

(1) Unabhängig von Fachanwaltsbezeichnungen darf Teilberei-
che der Berufstätigkeit nur benennen, wer seinen Angaben ent-
sprechende Kenntnisse nachweisen kann, die in der Ausbil-
dung, durch Berufstätigkeit, Veröffentlichungen oder in sonsti-
ger Weise erworben wurden. Wer qualifizierende Zusätze ver-

wendet, muss zusätzlich über entsprechende theoretische
Kenntnisse verfügen und auf dem benannten Gebiet in erhebli-
chem Umfang tätig gewesen sein.

(2) Benennungen nach Absatz 1 sind unzulässig, soweit sie die
Gefahr einer Verwechslung mit Fachanwaltschaften begründen
oder sonst irreführend sind.

(3) Die vorstehenden Regelungen gelten für Berufsausübungs-
gemeinschaften nach § 9 entsprechend.

Der vorstehende Beschluss wird hiermit ausgefertigt und ver-
kündet.

In-Kraft-Treten

Diese Änderung tritt am 1.3.2006 in Kraft.

Berlin, den 17.11.2005 Bamberg, den 17.11.2005
gez. Dr. Dombek gez. Böhnlein

Vorsitzender Schriftführer

Die 6. Sitzung der 3. Satzungsversammlung findet
am 3.4.2006 in Berlin statt.

Amtliche Bekanntmachungen




